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 öffentlich 
Betreff: 
Mitgliedschaft städtischer Unternehmen bei Transparency International 

Erstellungsdatum 22.03.2010 

Eingang 902:  

Einreicher: Gruppe Die Andere 

  
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium   

07.04.2010 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

         x 

 

Beschlussvorschlag:  
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister und die Vertreter/innen der Stadt Potsdam in den Gremien städtischer 
Unternehmen werden beauftragt, dafür Sorge zu tragen, dass die Unternehmen die Mitgliedschaft im 
Verein Transparency International Deutschland e.V. beantragen. 
 
Die Stadtverordneten sollen ab Juli 2010 vierteljährlich über die eingeleiteten Schritte und den 
erreichten Sachstand informiert werden. 
 
 

 Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Demografische Auswirkungen:  

 

Klimatische Auswirkungen:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
 
Begründung: 
 
Die Stadt Potsdam ist seit wenigen Monaten Mitglied im Antikorruptionsverein Transparency 
International Deutschland (TID) e.V. Nach allen Erfahrungen steigt die Korruptionsgefahr einer 
kommunalen Einrichtung oder eines städtischen Unternehmens mit dem Grad der 
Organisationsprivatisierung und dem damit verbundenen Verlust an demokratischer Kontrolle. Aus 
diesem Grund erscheint es folgerichtig, eine direkte TID-Mitgliedschaft gerade der städtischen 
Unternehmen anzustreben.  
 
 
 
 


